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Fünf Jahre nach «Schweizerhalle» wurde die Störfall-
verordnung (StFV) 1991 in Kraft gesetzt. In den fol-
genden fünf Jahren bis 1996 wurden im Kanton
Zürich die im Sinne der StFV potentiell riskanten Be-
triebe erfasst. Der Vollzug der StFV wurde sowohl für
die Betriebe wie auch für die Behörden in die Wege ge-
leitet. Ein Teil der Betriebe wurde bereits sicherheits-
technisch beurteilt. 

«Schweizerhalle» als Auslöser für
die Störfallverordnung
Der Brand in Schweizerhalle vom 1. Novem-
ber 1986 in einem Lagerhaus mit Pflanzen-
schutzmitteln der Firma Sandoz hat gezeigt,
dass die Technik unser Leben nicht nur in vie-
len Bereichen erleichtert hat, sondern auch
neue Risiken mit sich bringt. Die Verletzlich-
keit unserer Gesellschaft wurde uns mit
diesem Ereignis drastisch vor Augen geführt. 

Weiter hat dieses Ereignis gezeigt, dass auf
dem Gebiet des Kastastrophenschutzes, trotz
bestehender gesetzlicher Vorschriften, noch
Lücken bestanden. Eine konkrete Ausfüh-
rungsvorschrift zum Artikel 10 des Umwelt-
schutzgesetzes (USG), welcher den Katastro-
phenschutz definiert, war zum Zeitpunkt von
«Schweizerhalle» nicht vorhanden. Um
Schadenereignisse wie Schweizerhalle nach
Möglichkeit in Zukunft verhindern zu kön-
nen, bzw. deren Auswirkungen auf ein akzep-
tables Ausmass zu reduzieren, hat der Bun-
desrat beschlossen, dass das Gewässerschutz-
gesetz und das Umweltschutzgesetz mit
direkt anwendbaren Vorschriften, d. h. grund-
sätzlichen Handlungsanweisungen für Anla-
geninhaber und Kantone, ergänzt werden
solle. Diese Vorgaben sind in der Störfallver-
ordnung (StFV), welche den Artikel 10 des
Umweltschutzgesetzes präzisiert, enthalten.
Die Störfallverordnung ist am 1. April 1991 in
Kraft getreten. 

Das Umweltschutzgesetz (USG) ist durch
die Kantone zu vollziehen, demzufolge auch

die Störfallverordnung. Nur für ganz wenige
Anlagen bleibt der Vollzug der Störfallver-
ordnung in der Kompetenz des Bundes. Diese
Anlagen sind z.B. das Schienennetz der SBB
sowie militärische Anlagen. Für alle anderen
Betriebe vollzieht der Kanton die Störfallver-
ordnung, insbesondere also auch für Betriebe
mit chemischen oder biologischen Gefahren-
potentialen. Nicht unter die Störfallverord-
nung fallen Rohrleitungsanlagen zur Beför-
derung flüssiger oder gasförmiger Brenn-
oder Treibstoffe sowie Anlagen und Trans-
porte, die der Kernenergie- und der Strahlen-
schutzgesetzgebung unterstellt sind.

Sinn und Zweck 
der Störfallverordnung
«Schutz vor schweren Schädigungen»:
Die Störfallverordnung (StFV) will Bevölke-
rung und Umwelt vor schweren Schädigun-
gen zufolge von Störfällen schützen. Auf-
grund von Störfallszenarien müssen die Be-
triebsinhaber abklären, welche vorsorglichen
Massnahmen zu treffen sind. Das bedeutet
z.B. auch, dass Gefahren beim Umgang und
der Verarbeitung von chemischen Stoffen und
Erzeugnissen in ihren Konsequenzen bis zum
Ende durchdacht werden. Als Voraussetzung
für diese Verordnung musste aber auch disku-
tiert werden, welche Risiken unsere moderne
Gesellschaft einzugehen bereit ist. 

Die hauptsächlichen Zielsetzungen der
Störfallverordnung sind:

Risiken erfassen
Aufgrund der Störfallverordnung soll ermit-
telt werden, wo sich Anlagen befinden, wel-
che zu Störfällen mit schweren Schädigungen
führen könnten. Nur eine lückenlose Erfas-
sung dieser Gefahrenpotentiale bzw. Risiken
kann dazu führen, dass die vorsorglichen
Massnahmen zur Verhinderung von Störfäl-
len zielgerichtet und mit der richtigen

Chemische Risiken im Kanton Zürich:

Was hat sich zehn Jahre
nach Schweizerhalle in der
Störfallvorsorge geändert?

Redaktionelle Verantwortung
für diesen Beitrag:
Koordinationsstelle für Störfallvorsorge
Dr. Walter Funk
8090 Zürich
Telefon  01 291 41 41
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Schwerpunktsbildung angegangen werden
können. 

Risiken verständlich machen
Es soll aufgrund der Störfallverordnung ver-
sucht werden, der interessierten Bevölkerung
das tiefere Wesen des Begriffes «Risiko»
nahezubringen. So soll bewusst gemacht wer-
den, dass das Risiko durch die beiden Haupt-
komponenten «Ausmass eines Schadenereig-
nisses» und «Wahrscheinlichkeit des Eintrit-
tes eines Schadenereignisses» geprägt wird.
Es soll auch dargestellt werden, dass es ein 
Risiko «Null» nicht gibt und dass beinahe 
jeder Mensch auch freiwillig gewisse Risiken
eingeht (rauchen, zuwenig körperliche Bewe-
gung, ungesunde Ernährung, sexuelle 
Risiken, autofahren usw.). Aufgrund eines
verbesserten Informationsstandes der Bevöl-

Störfalles stark reduzieren. Personelle Mass-
nahmen, wie beispielsweise ein hoher Ausbil-
dungsstand und ein vertieftes Sicherheitsbe-
wusstsein der Angestellten, die Überwachung
des Betriebsareals zur Verhinderung des
Zutrittes Unberechtigter usw. können die Ein-
griffe Unbefugter reduzieren und die Folgen
allfälliger Fehlhandlungen und Fehlmani-
pulationen in Grenzen halten. Auch organi-
satorische Massnahmen, wie die Benennung
eines Sicherheitsverantwortlichen oder klare
Verantwortungs- und Kompetenzzuweisun-
gen können dazu führen, dass die Ein-
trittswahrscheinlichkeit von Störfällen redu-
ziert wird. 

Risiken mindern 
durch die Begrenzung möglicher Einwirkungen
Falls sich ein Störfall ereignen sollte, können
dessen Auswirkungen begrenzt werden durch
technische, personelle und organisatorische
Massnahmen. Dazu gehören beispielsweise
die Erstellung von Einsatzplänen zugunsten
der Feuerwehr - sei es die Betriebs- oder die
Gemeindefeuerwehr bzw. der Chemiewehr-
stützpunkt – oder z.B. die Erarbeitung von
Evakuationsplänen, die Installation von
Absperrorganen zur Zurückhaltung von kon-
taminiertem Löschwasser, die Auswertung
allfälliger früherer Schadenereignisse oder
eine vorbereitete und wirkungsvolle Informa-
tion der betroffenen Betriebsangehörigen und
der durch das Ereignis möglicherweise
gefährdeten Bevölkerung.

Förderung und Kontrolle 
der Eigenverantwortung der Betriebsinhaber
Die wirtschaftliche Tragfähigkeit eines
Betriebes kann durch einen Störfall ernsthaft
gefährdet werden kann. Solche Störfälle
haben jedoch oft nicht nur für den direkt
betroffenen Betrieb Auswirkungen, sondern
können gesetzliche Regelungen nach sich zie-
hen, deren Vollzug wiederum aufwendig sein
kann. So liegt es in der Verantwortung eines
jeden einzelnen Betriebsinhabers dafür zu
sorgen, dass Störfälle verhindert werden.

Den Behörden obliegt es, die Eigenverant-
wortung der Betriebsinhaber zu kontrollieren
und so zu einem rechtsgleichen Vollzug der
Störfallverordnung bei allen Betrieben beizu-
tragen.

Störfälle bewältigen
Bei der Bewältigung von Störfällen hat nicht
nur der Betriebsinhaber Pflichten, sondern

kerung über Risiken wird erwartet, dass sie
bewusster mit Risiken umgehen kann.

Über Risiken informieren
Der Bevölkerung soll nicht nur das Wesen
eines Risikos verständlich dargestellt werden.
Sie soll auch konkrete Informationen erhal-
ten, wo sich im Kanton Gefahrenpotentiale
und Risiken befinden, soweit die Daten-
schutzgesetzgebung die Herausgabe der In-
formation erlaubt.

Risiken mindern 
durch Reduktion der Gefahrenpotentiale
In vielen Fällen gilt die Aussage, dass, je grös-
ser die Menge der vorhandenen Chemikalien
ist, desto grösser auch das mögliche Ausmass
eines Schadenereignisses sein kann. Demzu-
folge ist eine Reduktion des Gefahrenpoten-
tials immer möglich, wenn die gelagerten
Gefahrgutmengen reduziert werden, oder
wenn gefährliche Stoffe durch weniger
gefährliche Stoffe ersetzt werden. Eine Her-
absetzung des Gefahrenpotentials ist aber
z.B. auch möglich, wenn eine vorhandene
Gefahrgutmenge in verschiedene Untermen-
gen aufgeteilt wird, z.B. durch die Bildung
von Brandabschnitten.

Risiken mindern 
durch die Verhinderung von Störfällen
Störfälle können durch viele Massnahmen in
ihrer Eintretenswahrscheinlichkeit reduziert
werden. So können beispielsweise technische
Installationen wie Brandmelde- und andere
Alarmierungsanlagen, Gassonden zum früh-
zeitigen Nachweis der Freisetzung gesund-
heitsschädlicher Stoffe wie beispielsweise
Chlor, Kohlenmonoxyd oder Ammoniak, die
Wahrscheinlichkeit des Entstehens eines

Wahrscheinlichkeit CHANCE
(Frequenz) gross = «GUT»

erstrebenswert

«stört nicht»

klein
klein gross

Gewinn

Wahrscheinlichkeit RISIKO
(Frequenz) gross = «SCHLECHT»

nicht akzeptabel

«stört nicht»

klein
klein gross

Schaden

Unterschied zwischen der Chance und dem Risiko ist nur die persönliche positive oder negative Bewertung: Beide
sind gekennzeichnet durch die Eintretenswahrscheinlichkeit und das Ausmass des Gewinnes oder des Schadens.
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auch die Vollzugsorgane werden in die Pflicht
genommen. So haben sie z.B. die Ereignis-
dienste, welche bei einem allfälligen Störfall
eingesetzt werden können, mit der Einsatz-
planung des Betriebsinhabers zu koordi-
nieren. 

– Die «kontrollierte Eigenverantwortung»:
Wenn ein Betrieb aufgrund der untersuchten
Schadenszenarien im Falle eines Störfalles
eine schwere Schädigung von Bevölkerung
oder Umwelt verursachen kann, ist eine
Risikoermittlung vorgeschrieben. Aber auch
Betriebe, die keinen schweren Schaden an
Bevölkerung oder Umwelt erzeugen können
und trotzdem unter die Störfallverordnung
fallen, haben Pflichten.

Insbesondere müssen sie den Stand der
Sicherheitstechnik einhalten; d. h., sie müssen
im Rahmen des wirtschaftlich Tragbaren
dafür sorgen, dass die Sicherheitseinrich-
tungen des Betriebes dem aktuellen Stand der
Technik entsprechen. Diese Aufgabe ist nicht
einfach, deshalb obliegt es den Vollzugs-
behörden der Störfallverordnung, die Betrie-
be in bezug auf die Sicherheitstechnik zu
beraten sowie auch den Stand der Sicherheits-
technik bei den Betrieben zu kontrollieren.
Dies erfolgt in Zusammenarbeit mit Fach-
spezialisten anderer Ämter, welche die tech-
nische Situation beispielsweise auf dem
gewässerschutztechnischen oder auf dem
Gebiet der Arbeitssicherheit  kompetent beur-
teilen können. Für die Beurteilung des Stan-
des der Technik im brandschutztechnischen
Gebiet arbeiten die Vollzugsbehörden oft mit
der Gebäudeversicherung, Feuerwehrkom-
mandanten usw. zusammen.

Branchenmässige Aufteilung der Betriebe,welche unter die Störfallverordnung fallen,  im Kanton Zürich

Nahrungsmittelindustrie
Brennstoffe

Chemische Produkte

Ver-/Entsorgung
Recycling

Forschung/Dienstleistung/
Verwaltung

Metallindustrie

Sportanlagen    
(Bäder/Kunsteisbahnen)

Diverse

Direktion des
Innern des

Kantons Zürich

Bundesstellen:
BUWAL, BAG,

usw.

Kommission für
Störfallvorsorge

Koordinationsstelle
für

Störfallvorsorge

Koordinationsstelle
für

Umweltschutz

Kantonaler
Risikokataster

Kantonale
Dokumentations-

stelle für
Biosicherheit

Arbeitsgruppe
Vollzug

Arbeitsgruppe
Schutzziele

Arbeitsgruppe
Stadt Winterthur

Arbeitsgruppe
Einsatzplanung

Arbeitsgruppe
Transpot

gefährlicher Güter
Arbeitsgruppe
Stadt Zürich

Vollzug der StFV im Kanton Zürich

Im Kanton Zürich fallen rund 380 Betriebe
unter die Störfallverordnung. So zum Beispiel
rund fünfzig Frei- und Hallenbäder (Chlor),
zehn Kunsteisbahnen (zusammen also fünf-
zig Sportanlagen),  vierzig Betriebe der Me-
tallveredelung und -härtung oder 24 Tankla-
ger und Grosstanklager.

Schutzziele im Kanton Zürich
Was ist ein schwerer Schaden?
Nachdem die Störfallverordnung den Kanto-
nen zum Vollzug zugewiesen ist, haben auch
die Kantone auch zu definieren, was sie unter
einer «schweren Schädigung» verstehen. Der
Kanton Zürich hat mit Regierungsratsbe-
schluss Nr.2960 vom 4.Oktober 1995 die fol-

Direkt in den Vollzug der Störfallverordnung (StFV) einbezogene Stellen und Arbeitsgruppen im Kanton Zürich.
Die Arbeitsgruppen sind direktions- und amtsübergreifend. 



technische Anlagen und Lufthyghiene, Ge-
meindebehörden wie Baupolizei, Feuerwehr
oder Wasserwerke und ähnliche Stellen, wer-
den bei Bedarf ebenfalls zugezogen. In dieser
Arbeitsgruppe werden die Tätigkeiten ver-
schiedener Amtsstellen im Bereich der Stör-
fallvorsorge sowie Augenscheine, Kontrollen
und Besprechungen bei den Betrieben – so-
weit sie die Störfallverordnung betreffen –
koordiniert. Die Vorbereitung solcher koordi-
nierter Begehungen erfolgt durch die Koordi-
nationsstelle für Störfallvorsorge, die vorgän-
gig die Risikosituation der Betriebe beurteilt
und das koordinierte Vorgehen organsiert. 

Eine stichwortartige Bewertung des Stan-
des der Störfallvorsorge im Kanton Zürich
zum heutigen Zeitpunkt lässt sich wie folgt
formulieren:

genden Güter, welche im Sinne der Störfall-
verordnung zu schützen sind, definiert:

l Leib und Leben von Menschen
l die Gewässer
l das Wasser in seiner Funktion als Trink-

wasser
l die Bodenfruchtbarkeit
l Infrastruktureinrichtungen und Sachwerte

Im selben Regierungsratsbeschluss sind
auch die «schweren Schädigungen» für diese
Schutzgüter festgelegt. Über die «schweren
Schädigungen» im Sinne der StFV findet sich
ein ausführlicher Bericht in ZUP (Zürcher
UmweltPraxis) Nr. 8 / März 1996. 

Störfallvorsorge im Kanton Zürich
Da die Störfallvorsorge den Kantonen zum
Vollzug zugewiesen ist, müssen auch Lösun-
gen gefunden werden, welche den Bedürfnis-
sen der entsprechenden Kantone gerecht wer-
den. So mussten denn auch die zürcherischen
Gegebenheiten beim Aufbau einer Vollzugs-
organisation für die Störfallvorsorge berück-
sichtigt werden: Der Kanton Zürich ist ein
sehr bedeutender Wirtschaftsstandort und be-
herbergt über einen Sechstel der gesamt-
schweizerischen Bevölkerung. Zürich ist kein
typischer Chemiestandort; das chemische
Fachwissen ist z. B. nicht im selben extremen
Umfang wie in den Kantonen Basel-Land-
schaft oder Basel-Stadt vorhanden. Trotzdem
hat der Kanton Zürich viele Betriebe, die mit
Chemikalien in beträchtlichen Mengen um-
gehen: Bäder, Kunsteisbahnen, metallbe- und
-verarbeitende Betriebe, Grosstanklager für
Brenn- und Treibstoffe, Propangastanks für
die Energieproduktion in Heizungsanlagen
und Ziegeleien usw.

Die Zielsetzung, die Störfallvorsorge als
amts- und direktionsübergreifende Tätigkeit
zu vollziehen und andernteils die Forderung,
den unter die Störfallverordnung fallenden
Betrieben gegenüber ein gemeinsames Auf-
treten verschiedener Amtsstellen zu gewähr-
leisten, führte zur Schaffung der «Arbeits-
gruppe Vollzug» im Rahmen der Kommission
für Störfallvorsorge. In dieser Arbeitsgruppe
sind, unter Leitung der Koordinationsstelle
für Störfallvorsorge, die im wesentlichen mit
der Störfallvorsorge direkt betroffenen Amts-
stellen wie das Amt für Gewässerschutz und
Wasserbau, das Kantonale Arbeitsinspektorat
oder die Kantonale Feuerpolizei integriert.
Weitere Amtsstellen, wie z.B. das Amt für
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l Katastrophenvorsorge wurde im Kanton
Zürich schon vor «Schweizerhalle» betrie-
ben. So hat z.B. der Regierungsrat im Jahr
1985 ein «Konzept des Kantons Zürich für
den Schutz vor chemischen Ereignisse in
Friedenszeiten» zur Kenntnis genommen.
Aufgrund dieses C-Schutz-Konzeptes war
die Schaffung einer «Koordinationsstelle
für Störfallvorsorge» geplant. 

l Es besteht heute eine umfassende Über-
sicht über die Standorte von chemischen
und biologischen Gefahrenpotentialen im
Kanton Zürich.

l Das Sicherheitsbewusstsein, das Denken
in Schadenszenarien sowie das Voraus-
denken von Störfällen hat in den letzten
zehn Jahren deutlich zugenommen. 

l Die meisten Inhaber von Betrieben im

Weitere kant.
Amtsstellen,
z. B. ATAL

Kant. Arbeits-
inspektorat

Amt für
Gewässer-
schutz und
Wasserbau

Kant.
Feuerpolizei

Bei Bedarf:
Gemeinde-
vertreter,

Baupolizei,
Feuerwehr,
Wasserwerk

usw.

Koordinations-
stelle für
Störfall-
vorsorge

Eidg. Arbeits-
inspektorat, SUVA

Eidg. Arbeits-
inspektorat, SUVA

Eidg. Arbeits-
inspektorat, SUVA

Arbeitsgruppe
Vollzug der kant.
Kommission für
Störfallvorsorge

Betrieb

• Sorgt für koordiniertes
Vorgehen der Ämter im
Bereich Störfallvorsorge

• Koordiniert Auflagen
der Ämter

Koordinierte
Besprechungen,
Begehungen,
Kontrollen

Beurteilung
Risikonsituation
Vorbereitung des
koordinierten
Vorgehens

• Leitet Arbeitsgruppe
Vollzug

• Beurteilt Risiko
• Verfügt

Risikoermittlungen

Vollzug der StFV bei den Betrieben im Kanton Zürich

Die Betriebe sehen beim Vollzug der Störfallverordnung (StFV) seitens der Behörden praktisch nur die Koordina-
tionsstelle für Störfallvorsorge sowie bei koordinierten Betriebsbegehungen usw. die «Arbeitsgruppe Vollzugsab-
lauf», die den «Kanton» darstellt.
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Kanton Zürich, die unter die Störfallver-
ordnung fallen, sind sich ihrer Eigenver-
antwortung bewusst. Die beratende Tätig-
keit der Koordinationsstelle für Störfall-
vorsorge wird sehr begrüsst, doch ist ihre
Kontrolltätigkeit auch zum heutigen Zeit-
punkt noch zwingend notwendig.

l Der Kanton Zürich kann auf ein sehr gut
ausgebautes Netz von Gemeindefeuer-
wehren und Feuerwehrstützpunkten ab-
stellen. Dies ist hauptsächlich ein Ver-
dienst der gewählten Organisationsform
der Kantonalen Gebäudeversicherung so-
wie deren kantonalen Feuerwehrabtei-
lung. Im Rahmen der Störfallvorsorge
müssen die Betriebe, die unter die Störfall-
verordnung fallen, zuhanden von Gemein-
defeuerwehren und Feuerwehrstützpunk-
ten Einsatzpläne erstellen, die im Scha-
densfall die Auswirkungen eines Störfal-
les möglichst begrenzen sollen.

l In vielen Betrieben sind Massnahmen zur
Hebung der Sicherheit veranlasst und rea-
lisiert worden. Die Forderung nach Ein-
haltung des Standes der Sicherheitstech-
nik ist den Betrieben, die unter die Störfall-
verordnung fallen, bewusst. Die Hebung
des Standes der Sicherheitstechnik wird
auch in den kommenden Jahren weiter-
gehen; es handelt sich hier um eine Dauer-
aufgabe, die im Rahmen der wirtschaftli-
chen Tragbarkeit durch sämtliche Betriebe
laufend wahrzunehmen ist.

Mit Genehmigung des Verlages K.O. Storck, Hamburg. Aus «Gefährliche Ladung»

Mit Genehmigung des Verlages K.O. Storck, Hamburg. Aus «Gefährliche Ladung»

l Bei den ca. 370 Betrieben, die im Kanton
unter die Störfallverordnung fallen, ist der
Bearbeitungsstand seitens der Vollzugs-
behörden wie folgt:
– 150 Betriebe sind in Bearbeitung (darun-
ter auch die grösseren und kritischen Be-
triebe im Kanton).
– 100 Betriebe sind sicherheitstechnisch
als «gut» befunden und abgeschlossen
worden und können im Sinne der StFV bei
einem Schadenereignis keinen schweren

Schaden an Bevölkerung oder Umwelt
auslösen. 
– 120 Betriebe harren noch der Bearbei-
tung (seitens KSF noch nicht besucht,
Kurzbericht noch nicht gründlich bearbei-
tet.)

l Von den rund 1200 km Durchgangsstras-
sen, auf denen Gefahrgüter transportiert
werden, liegt der Kurzbericht für die Auto-
bahnen (ca. 150 km) vor. Diese Kurzbe-
richte sind noch nicht beurteilt. Für die
übrigen Durchgangsstrassen liegen die
Kurzberichte noch nicht vor.

l Für das Schienennetz der SBB (Netzlänge
im Kanton um 450 km) liegt der Kurzbe-
richt beim Bundesamt für Verkehr (BAV)
vor. Das BAV hat Nachbesserungen ver-
langt, die kurz vor der Fertigstellung ste-
hen. Für die Schienennetzte der Sihltal-
bahn und der Südostbahn liegen die Kurz-
berichte vor. Sie sind noch nicht abschlies-
send beurteilt (siehe dazu auch Karte auf
der folgenden Seite).

Die Bewältigung von Störfällen
Den Betrieben, die unter die Störfallverord-
nung fallen, sind gewisse Auflagen erteilt. So
müssen alle Betriebe u. a. die zur Bewältigung
von Störfällen erforderlichen Einsatzmittel
bereitstellen und sich mit den Ereignis-
diensten absprechen.

Falls ein Betrieb bei einem Störfall einen
schweren Schaden an Bevölkerung oder Um-
welt im Sinne der Störfallverordnung ver-
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Chemierisikokataster des Kantons Zürich: Strassen- und Schienennetz
Auch das Schienennetz (450 km) sowie die Durchgangsstrassen (150 km Autobahn und ca. 1050 km Hauptstrassen) fallen unter die Störfallverordnung  

Bahnlinien
Nationalstrassen
Durchgangsstrassen
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ursachen kann, muss der Betrieb konkret
zusammen mit den Ereignisdiensten eine
Einsatzplanung für Störfälle erarbeiten und
auf der Basis dieser Einsatzplanung perio-
disch Übungen durchführen.

In beiden Fällen muss sich der Betrieb Ge-
danken machen, welche Informationen für die
Einsatzkräfte bei einem allfälligen Störfall
oder Brand notwendig sind und wie die Ein-
satzkräfte das Ereignis meistern sollen. Der
Kanton Zürich hat für sämtliche Betriebe, die
unter die Störfallverordnung fallen, gestützt
auf die gesetzliche Grundlage verlangt, dass
sie eine Einsatzplanung erstellen und diese
sowohl der Gemeindefeuerwehr wie auch
dem zuständigen Feuerwehrstützpunkt zu-
stellen. Die Meldung, dass dieser Auftrag er-
füllt sei, hat an die Koordinationsstelle für
Störfallvorsorge zu erfolgen. Die Ortsfeuer-
wehr bzw. der Feuerwehrstützpunkt überprüft
diese Einsatzplanungen und fordern – wenn
notwendig – durch den Betrieb Nachbesse-
rungen an. Aufgrund der erstellten Unter-
lagen sind auch die entsprechenden Übungen
auf den Betriebsarealen durchzuführen.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wurden
von gut fünfzig Prozent der Betriebe der
Koordinationsstelle für Störfallvorsorge ge-
meldet, dass diese Einsatzplanung erfolgt sei.
Es wird erwartet, dass bis Ende des Jahres
1996 der weitaus grösste Teil dieser Einsatz-
planungen erstellt ist. 

«Über Risiken sprechen»
Das Bedürfnis nach Sicherheit ist tief im
Menschen verwurzelt. Die meisten Menschen
sind deshalb nicht gewillt, unnötige Risiken
einzugehen, insbesondere keine solchen, die
ihnen von aussen aufgezwungen werden. 
So stehen viele Menschen Kernkraftwerken
skeptisch gegenüber. Auch verschmutzte Luft
oder kontaminiertes Grund- und Trinkwasser
werden als echte Bedrohung angesehen.

Dabei ist vielen Personen nicht oder nur
unterschwellig bewusst, dass sie oft grössere
Risiken freiwillig eingehen, z.B. Rauchen,
Autofahren, Bergsteigen usw.

Damit man über Risiken aber sprechen
kann, muss zuerst eine gemeinsame Sprache
gefunden und es müssen die Begriffe definiert
werden. Oft können Begriffe mittels Ver-
gleichen nahegebracht werden: Die Gefahr,
dass jemand bei der Besteigung des Matter-
horns abstürzt, besteht für jeden Menschen.
Das Risiko hingegen, tatsächlich abzustürzen
kann durch geeignete Massnahmen reduziert
werden, z.B. durch die Begleitung eines
Bergführers, geeignete Ausrüstung, einen
durchtrainierten Körper usw. Somit ist eine
Gefahr ein Zustand, aus dem ein Schaden ent-
stehen kann. Demgegenüber ist das Risiko
(gemäss Störfallverordnung) durch die Trag-
weite, also das Ausmass einer möglichen
Schädigung, sowie die Wahrscheinlichkeit,
mit der dieses Ereignis eintritt, definiert. 

Nützlicher Leitfaden für den 
Riskio-Dialog steht zur Verfügung
Die Koordinationsstelle für Störfallvorsorge
des Kantons Zürich hat einen «Leitfaden zur
Information und Kommunikation über Risi-
ken des Kantons Zürich» herausgegeben.
Dieser wendet sich an die Öffentlichkeit, an
die durch einen Störfall möglicherweise be-
troffenen Betriebe und Behörden sowie an die
Medien. Mit diesem Werk wird versucht,
komplexe Sachverhalte aus den Bereichen

Mit Genehmigung des Verlages K.O. Storck, Hamburg. Aus «Gefährliche Ladung»
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Wahrscheinlichkeits-/Ausmass-Diagramm (W/A-Diagramm) für Risiken
Risiken im Sinne der Störfallvorsorge sind durchaus vergleichbar mit den eingangs erwähnten Chancen und
Risiken: Einzig die Einheiten auf den Achsen sind genauer definiert.
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Risiko, Kommunikation/Information und
Störfall verständlich darzustellen. Es sollen
Brücken geschlagen werden zwischen den
Theoretikern (z.B. Ingenieuren), die sich mit
der theoretischen und rechnerischen Behand-
lung von Risikoproblemen befassen, und den
Praktikern von Medien, Polizei und Feuer-
wehr, die in Stör- und Katastrophenfällen an
der Front stehen.

Risko ist nicht gleich Gefahr
Im alltäglichen Sprachgebrauch werden die Begriffe «Gefahr» und «Gefährdung» häufig 
bedeutungsgleich für das Wort «Risiko» verwendet. 
Der naturwissenschaftlich-technische  Sprachgebrauch dagegen fasst die Bedeutung der 
Begriffe enger: Risiko, Gefahr und Gefährdung besitzen demnach jeweils eigene, klar 
gegeneinander abgegrenzte Definitionen.

Gefahr
Zustand, Umstand oder Vorgang, aus dem ein Schaden entstehen kann. Beispiel: 
Die Fahrt eines mit Benzin beladenen Güterzugs vom Auhafen Birsfelden nach Zürich.

Gefährdung
Auf eine bestimmte Person, ein bestimmtes Objekt oder eine bestimmte Situation 
bezogene Gefahr. Beispiel: Möglichkeit, dass Peter H., dessen Wohnung unmittelbar an
der Bahnstrecke Basel –Zürich liegt, durch einen Unfall beim Transport von Benzin 
zwischen Birsfelden und Zürich zu Schaden kommt.

Gefahrenpotential
Gesamtheit der Einwirkungen, die aus einem Zustand, Umstand oder Vorgang entstehen
können. Beispiel: Im Chemikalienlager A werden giftige Stoffe gelagert. Als Gefahren-
potenteial des Lagers wird die Gesamtheit der Vergiftungsfälle bezeichnet, die bei einer
Freisetzung der gesamten Chemikalienmenge in der Umgebung auftreten können. Dabei
wird das Versagen aller Sicherheitseinrichtungen angenommen.

Risko
Das Risiko wird gemäss Störfallverordnung durch das Ausmass einer möglichen
Schädigung der Bevölkerung oder der Umwelt infolge von Störfällen und der Wahrschein-
lichkeit, mit der diese eintreten, bestimmt.

Sicherheit
Schutz vor einer Gefährdung oder Verminderung der Gefährdung auf ein verhältnis-
mässig kleines und damit akzeptierbar geringes Mass.

Bezugsquelle 
für den Ordner und das «Risiko-Brevier»
Der Leitfaden kann bei der Koordinations-
stelle für Störfallvorsorge (KSF) zum Preise
von 52 Franken bezogen werden. 

Ein Teil dieses Leitfadens ist in einem
«Risiko-Brevier» zusammengefasst, das in
handlichem Format die wesentlichen Infor-
mationen des ganzen Ordners zusammen-
fasst. Das «Risiko-Brevier» kann, ebenfalls
bei der KSF, kostenlos bezogen werden.

Die genaue Bezugsadresse: 
Koordinationsstelle für Störfallvorsorge,
Direktion des Innern des Kantons Zürich
Birmensdorferstrasse 55, 8090 Zürich 
Telefon  01 291 41 41, Fax  01 291 41 50


